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Herausforderungen durch die Nachweispflicht für Gasimporte im Vorschlag der EU-

Kommission zum Phase-Out russischer Erdgasimporte 
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Verteiler: EP, BMWE 

1 Einleitung 

Am 17. Juni 2025 veröffentlichte die EU-Kommission einen Gesetzesvorschlag zum Phase-Out 

von russischen Erdgasimporten sowie zur Verbesserung der Überwachung potenzieller Ener-

gieabhängigkeiten. Dieser Gesetzesvorschlag wurde neben weiteren Vorschlägen am 6. Mai 

2025 seitens der EU-Kommission in der Roadmap zum Phase-Out von russischen Energieim-

porten angekündigt (s. BDEW-News) mit dem Ziel, die Importe von Erdgas aus der Russischen 

Föderation schrittweise bis spätestens 1. Januar 2028 vollständig zu beenden. Der Entwurf 

sieht ein Importverbot für neue Gasverträge ab dem 1. Januar 2026 vor, für bestehende kurz-

fristige Lieferverträge ab dem 17. Juni 2026 sowie für langfristige Lieferverträge spätestens ab 

Anfang 2028. Ergänzend zu diesen Verboten werden umfangreiche Informationspflichten für 

Gasimporteure eingeführt durch Artikel 7, der eine Meldepflicht gegenüber den nationalen 

Zollbehörden vorsieht. Insbesondere für Gaslieferungen über bestimmte Interconnection 

Points (IP), bei denen ein besonderes Risiko für Gas russischen Ursprungs gesehen wird, fallen 

Nachweispflichten an. 

2 Herausforderungen durch die Nachweispflicht 

Der Gesetzesvorschlag führt zu erheblichen praktischen und rechtlichen Herausforderungen 

für die betroffenen Marktakteure verbunden mit einem hohen zusätzlichen administrativen 

Aufwand. Einerseits werden den Importeuren vielfältige Berichts- und Nachweispflichten auf-

erlegt für Pipeline- und LNG-Importe, andererseits enthält der Gesetzesentwurf keine eindeu-

tige Definition von direkten und indirekten Gasimporten. Bei Pipeline-Importen über Drittstaa-

ten wie die Türkei oder Serbien müssen Unternehmen künftig nachweisen, dass das gelieferte 

Gas nicht aus Russland stammt. In Artikel 7 Absatz 4 wird bei einer Reihe von IPs grundsätzlich 

angenommen, dass das Gas russischen Ursprungs ist, sofern kein gegenteiliger Nachweis er-

bracht wird. Damit liegt die Beweislast bei den Importeuren. Bislang bleibt unklar, wie dieser 

positive Nachweis konkret ausgestaltet sein soll. Zudem sind Nachweise für Importeure von 
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Pipeline-Gas im Falle der Kontrahierung von Gas am virtuellen Handelspunkt unmöglich zu er-

bringen. Das kontrahierte Gas wird in der Pipeline mit anderen Gasmengen gemischt und die 

Herkunft kann nicht mehr identifiziert werden. Hier müssen zwingend praktikable Lösungen 

entwickelt und rechtssicher im Gesetz umgesetzt werden. 

Auch wer rechtlich als Importeur gilt, ist nicht eindeutig definiert. Damit ist unklar, inwiefern 

nun alle europäischen Gasimporteure nach Artikel 7 Absatz 1 einen Nachweis zum Ursprung 

des Gases über die komplette Lieferkette erbringen müssen, auch wenn das Erdgas nicht über 

einen IP aus Artikel 7 Absatz 4 importiert wurde. Es ist beispielsweise bei Artikel 7 Absatz 1 un-

klar, wie ein Nachweis zu erbringen ist bei einer russischen LNG-Lieferung, welche per Schiff 

nach Libyen geliefert und anschließend per Pipeline in Europa importiert wird. Angesichts der 

kurzen Umsetzungsfrist der Regulierung bis Ende des Jahres, ist es essenziell, dass diese Un-

klarheiten schnellstmöglich aufgeklärt werden und eine klare Definition von Rechten und 

Pflichten der betroffenen Marktakteure im Gesetz aufgenommen wird. Aufgrund der beschrie-

benen Unklarheiten besteht zudem das Risiko, dass das Gesetz zu einem umfassenderen Ver-

bot von importiertem Gas führen könnte, als von der EU-Kommission anvisiert oder beabsich-

tigt, wenn Importeure nicht in der Lage sind, die erforderlichen Informationen vorzulegen. 

Hinzu kommt, dass die Einhaltung der Nachweispflichten durch nationale Zollbehörden über-

wacht werden soll, ohne dass ein europaweites harmonisiertes Prüfverfahren vorgesehen ist. 

Eine physische Rückverfolgbarkeit von Molekülen ist bei Erdgas nicht möglich. Trotzdem 

könnte der Entwurf eine Herkunftsbestätigung auf dieser Ebene verlangen, um den Beweis von 

nicht-russischem Erdgas zu erbringen. Unternehmen, die auf flexible Handelswege angewiesen 

sind, sehen sich dadurch mit erheblichen Unsicherheiten konfrontiert. Der Abschluss neuer 

Verträge ab dem 1. Januar 2026 würde durch den Gesetzesvorschlag zwar nicht verhindert, je-

doch durch Artikel 7 Absatz 1 und Absatz 4 deutlich erschwert werden. Bestehende Verträge 

könnten regulatorische Unsicherheit erfahren, wenn der Positivnachweis aufgrund seiner 

Komplexität nicht lückenlos erbracht werden kann. Gerade europäische Binnenstaaten wie Ös-

terreich, die Slowakei oder Ungarn sind auf eine Vielzahl an Bezugspunkten angewiesen. Ohne 

praktikable Übergangsregelungen droht der Marktzugang für Importeure mit komplexen Lie-

ferketten eingeschränkt zu werden. Dies gilt insbesondere für LNG-Lieferungen, bei denen Zwi-

schenstopps und Mischungen unterschiedlicher Herkunftsländer üblich sind. 

3 Ausblick 

Energieimporte aus Russland auslaufen zu lassen, ist ein politischer Schritt, um Geldflüsse aus 

der EU in ein Land zu beenden, das seit über drei Jahren einen Angriffskrieg führt. Die Gasver-

sorgung in Deutschland und Europa ist dadurch nicht gefährdet. Ohnehin muss aufgrund der 

veränderten geopolitischen Weltlage die Diversifizierung der Gasversorgung weiter vorange-

trieben werden. Die Restmengen, die heute noch aus Russland in die EU geliefert werden, 
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müssen nun aus anderen Ländern bezogen werden. Hier steht Deutschland und die EU aller-

dings im internationalen Wettbewerb. Deswegen muss es weiterhin Ziel sein, Konzentrationsri-

siken und einseitige Abhängigkeiten von einzelnen Lieferländern zu vermeiden, um Produkti-

ons- und Lieferschwankungen, seien sie technischer, ökonomischer oder geopolitischer Natur, 

ausgleichen zu können.  

Aus Sicht der Energiewirtschaft ist es erforderlich, dass die Nachweispflichten eindeutig, pra-

xistauglich und unbürokratisch ausgestaltet werden. Zudem sollte Rechtssicherheit und Prakti-

kabilität für alle betroffenen Marktakteure durch das Gesetz gewährleistet werden. Wir schla-

gen erstens deswegen vor, die Möglichkeit zu prüfen, eine Positivliste von Ländern einzufüh-

ren, bei denen ein russischer Ursprung ausgeschlossen werden kann, da diese eigene Import-

verbote von russischem Gas durchsetzen. Zweitens sollte es Ziel sein, in der Nachweissystema-

tik für indirekte Importe, Ausweichverhalten, z.B. durch die Einbindung weiterer Zwischen-

händler oder zu diesem Zweck gegründete bzw. umfunktionierte SVPs (special purpose vehic-

les), zu identifizieren und von Beginn an zu verhindern. Zusammen mit einer De-minimis Rege-

lung, welche eine Nachweispflicht nur ab bestimmten Mengen verlangt, würde gewährleistet 

werden, dass für den Großteil des importierten Erdgases, der jetzt schon nicht-russischem Ur-

sprungs ist, keine zusätzlichen Nachweispflichten entstünden. Es ist zentral, rechtliche Sicher-

heit in Bezug auf Lieferungen aus den USA, Norwegen und anderen Ländern zu schaffen und 

zudem die Komplexität der Anforderungen einzuschränken. Dazu würden diese Vorschläge 

dienen. Zudem bedarf es einer engen Abstimmung zwischen Zollbehörden, Kommission und 

Marktteilnehmern, um praktikable Kontrollmechanismen zu etablieren. Da durch die Metha-

nemissionsverordnung ähnliche Vorgaben an Importeure gestellt werden und diese vom BAFA 

bearbeitet werden, wäre zur Bürokratieentlastung eine Umsetzung der Zollbehörden mit dem 

BAFA zu begrüßen. 

Um eine ausreichende und wettbewerbsfähige Versorgung mit Gas sicherzustellen, müssen zü-

gig die Rahmenbedingungen verbessert und die Planungssicherheit u.a. für die langfristige Be-

schaffung erhöht werden. Angesichts der geopolitisch hohen Unwägbarkeiten bedarf es so-

wohl funktionierender internationaler Märkte als auch bestehender und neuer Partnerschaf-

ten. Aufgabe der EU und ihrer Mitgliedstaaten ist es, diese verlässlichen und klaren Rahmen- 

und Ausgangsbedingungen für einen funktionierenden Markt und Wettbewerb zu schaffen. 


